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Sehr geehrte/r Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a Entscheidungen zu den 

Voraussetzungen einer steuerermäßigten Abfindung und zur Klageerhebung in 

elektronischer Form. 

 

  

 

Aktuelle 

Entscheidungen  

 

 

Steuerbegünstigte Abfindung auch bei einvernehmlicher 

Auflösung des Arbeitsvertrages möglich  

Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 17. März 2017 (Az. 1 K 

3037/14 E) entschieden, dass eine anlässlich der Auflösung eines Arbeitsverhältnisses 

gezahlte Abfindung auch dann ermäßigt zu besteuern ist, wenn der Zahlung ein 

einvernehmlicher Auflösungsvertrag zu Grunde liegt. 

Der Kläger war als Verwaltungsangestellter bei einer Stadt beschäftigt. Dieses 

Arbeitsverhältnis beendeten er und seine Arbeitgeberin durch einen Auflösungsvertrag im 

gegenseitigen Einvernehmen vorzeitig. In diesem Vertrag war auch die Zahlung einer 

Abfindung an den Kläger geregelt. 

Das Finanzamt versagte die vom Kläger begehrte ermäßigte Besteuerung der Abfindung, 

weil nicht erkennbar sei, dass er bei Abschluss des Abfindungsvertrages unter einem 

erheblichen wirtschaftlichen, rechtlichen oder tatsächlichen Druck gestanden habe. Der 

Kläger gab demgegenüber an, dass eine Konfliktlage bestanden habe, weil er sich seit 

mehreren Jahren um eine Höhergruppierung bemüht und diesbezüglich mit Klage gedroht 

http://www.fg-muenster.nrw.de/index.php
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habe. Er habe ein Interesse daran gehabt, nicht noch ein weiteres Jahr bis zum regulären 

Renteneintritt unter dieser Drucksituation arbeiten zu müssen. Die Arbeitgeberin habe im 

Rahmen eines für sie geltenden Haushaltssicherungskonzepts zahlreiche Maßnahmen zur 

Sanierung des Haushalts beschlossen, wozu auch Vereinbarungen über den vorzeitigen 

Ruhestandsantritt von Stelleninhabern rentennaher Jahrgänge gehört hätten. 

Das Gericht gab der Klage vollumfänglich statt. Die Abfindung erfülle sämtliche 

Voraussetzungen einer steuerbegünstigten Entschädigung gemäß § 24 Nr. 1 a) EStG. Der 

Kläger habe durch den Abschluss des Auflösungsvertrages einen Schaden in Form des 

Wegfalls seines zukünftigen Arbeitslohns erlitten. Die Abfindung sei unmittelbar zum 

Ausgleich dieses Schadens bestimmt gewesen. Der Steuerermäßigung stehe nicht 

entgegen, dass der Kläger auf seine Arbeitgeberin zugegangen war und den Abschluss 

des Auflösungsvertrags eingefordert hatte. Für die von der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs geforderte Konfliktlage zur Vermeidung von Streitigkeiten reiche es 

bereits aus, dass zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine gegensätzliche 

Interessenlage bestand, die die Parteien im Konsens lösen. In einer solchen Lage hätten 

sich der Kläger und seine Arbeitgeberin aufgrund der Streitigkeiten über die 

Höhergruppierung befunden. Auf das Gewicht und den Zeitpunkt der jewe iligen 

Verursachungsbeiträge komme es dabei nicht entscheidend an, solange beide 

Vertragsparteien zu der Entstehung des Konflikts beigetragen hätten. Anders hätte der Fall 

gelegen, wenn der Kläger ohne Auflage des Programms zur Personalreduzierung die 

vorzeitige Auflösung seines Arbeitsverhältnisses gegen Abfindung begehrt und 

vorangetrieben hätte. 

Die vom Senat wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassene Revision ist am 

Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen IX R 16/17 anhängig. 

 

Einkünfte aus britischem Private Equity Fonds können steuerfrei 

sein  

Mit zwei Urteilen vom 28. April 2017 (Az. 10 K 106/13 F und 10 K 3435/13 F) hat der 10. 

Senat des Finanzgerichts Münster zu der Frage Stellung genommen, unter welchen 

Voraussetzungen Einkünfte aus einem in Großbritannien ansässigen Private Equity Fonds 

der inländischen Besteuerung unterliegen. 

Die im Inland unbeschränkt steuerpflichtigen Kläger waren an einem in London ansässigen 

Fonds beteiligt, dessen Rechtsform mit einer inländischen Kommanditgesellschaft 

vergleichbar war. Die Stellung der Kläger entsprach derjenigen von Kommanditisten. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/10_K_106_13_F_Urteil_20170428.html
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Insgesamt tätigte der Fonds zehn Investments in verschiedene Beteiligungen. 

Das Finanzamt ging davon aus, dass die inländischen Anleger aus der Beteiligung an dem 

Fonds steuerpflichtige Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielten und stellte diese gesondert 

und einheitlich fest, wobei es die Höhe mangels Abgabe von Feststellungserklärungen 

schätzte. Demgegenüber trugen die Kläger vor, dass ihre Einkünfte als gewerblich zu 

qualifizieren und deshalb nach dem DBA-GB im Inland steuerfrei zu stellen seien. Ein an 

Großbritannien gerichtetes Auskunftsersuchen des Bundeszentralamts für Steuern führte 

zu dem Ergebnis, dass der Fonds dort (wohl mangels Abgabe von Steuererklärungen) 

keiner Besteuerung unterworfen wurde. 

Die Klagen hatten in vollem Umfang Erfolg. Der Senat ging wie die Kläger davon aus, dass 

der Fonds gewerbliche Einkünfte erzielt habe. Die Abgrenzungskriterien, nach denen ein 

ausländischer Private Equity Fonds als vermögensverwaltend oder gewerblich zu 

qualifizieren ist, seien im Kern dieselben wie bei vergleichbaren Inlandsgesellschaften. 

Nach dem Gesamtbild der Verhältnisse sei der Fonds als gewerblich anzusehen. Nach 

seiner Grundkonzeption habe er notleidende Unternehmen erworben und diese 

marktgängig gemacht, so dass nicht die Fruchtziehung, sondern der Substanzumschlag im 

Vordergrund gestanden habe. Hierfür spreche zusätzlich, dass der Fonds die aus den 

Verkäufen erzielten Überschüsse nicht reinvestiert, sondern ausgeschüttet habe und der 

Fonds tatsächlich Einfluss auf das Management der Portfolio-Gesellschaften genommen 

habe. Dass er sich für die Geschäftsleitung einer Managementgesellschaft bedient habe, 

stehe dem nicht entgegen, weil die jeweils verantwortlichen Personen identisch waren. Als 

Personengesellschaft habe der Fonds seinen Gesellschaftern jeweils eine Betriebsstätte in 

Großbritannien vermittelt, so dass Deutschland nach dem DBA-GB kein Besteuerungsrecht 

für die Einkünfte habe. 

Die nach dem DBA steuerfreien Einkünfte seien auch nicht nach § 50d Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 

EStG der inländischen Besteuerung zu unterwerfen. Die Tatsache, dass der Fonds in 

Großbritannien keine Steuern bezahlt habe, beruhe nicht auf einer anderen Auslegung des 

DBA-GB, sondern auf rein innerstaatlichen Maßnahmen. Soweit Großbritannien den Fonds 

als vermögensverwaltend eingeordnet haben sollte, sehe bereits das britische Recht hierfür 

keine Besteuerung vor. Soweit in Großbritannien von einer Gewerblichkeit ausgegangen 

sein sollte, sei die Besteuerung unterblieben, weil der Fonds dort keine Steuererklärungen 

abgegeben habe. 

 
 
 



Elektronische Klageerhebung über das Elster-Portal ist 

unzulässig 

Eine Klage, die elektronisch über das Elster-Portal an das Finanzamt übermittelt wird, ist 

unzulässig. Dies hat der 7. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 26. April 2017 

(Az. 7 K 2792/14 AO) entschieden. 

Der Kläger erhob am letzten Tag der Klagefrist auf elektronischem Weg über das Elster-

Portal beim Finanzamt Klage, das diese an das Finanzgericht per E-Mail weiterleitete. 

Nach Hinweis des Gerichts beantragte der Kläger Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, 

was er damit begründete, dass das Finanzamt ihm keinen Hinweis auf das Erfordernis 

einer qualifizierten elektronischen Signatur erteilt habe. 

Das Gericht wies die Klage als unzulässig ab, weil der Kläger die Klage nicht innerhalb der 

Klagefrist in der vorgeschriebenen Schriftform erhoben habe. Für die Schriftform sei 

grundsätzlich eine eigenhändige Unterschrift erforderlich, um den Aussteller unzweifelhaft 

zu identifizieren und um sicherzustellen, dass es sich um eine verbindliche 

Prozesserklärung handele. Die elektronische Form entspreche diesen Voraussetzungen 

nach § 52a Abs. 1 Satz 3 FGO nur dann, wenn sie eine elektronische Signatur nach dem 

Signaturgesetz enthalte. Dies sei bei einer Übermittlung durch das Elster-Portal nicht der 

Fall, da dieses zur Identifizierung lediglich ein persönliches elektronisches Zertifikat, jedoch 

keine qualifizierte Signatur verwende. Die erhöhten Anforderungen an eine elektronische 

Klageerhebung seien unabhängig davon anzuwenden, ob die Klage beim Finanzamt oder 

unmittelbar beim Finanzgericht erhoben werde. 

Dem Kläger sei auch keine Wiedereinsetzung in vorigen Stand zu gewähren, weil er die 

Klagefrist nicht unverschuldet versäumt habe. Vielmehr sei er durch die in der 

Einspruchsentscheidung des Finanzamts enthaltene Rechtsbehelfsbelehrung auf das 

Erfordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur hingewiesen worden. Danach habe 

der Kläger nicht darauf vertrauen dürfen, dass die strengen Voraussetzungen für eine 

Klageerhebung beim Finanzamt nicht gelten würden. 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen VIII B 

59/17 anhängig. 

Hinweis: Für Klagen und andere bestimmende Schriftsätze (z. B. Klagerücknahme, 

Hauptsacheerledigung, Verzicht auf mündliche Verhandlung) kann die erforderliche 

Schriftform neben dem herkömmlichen Brief auch durch Telefax oder Computerfax 

gewahrt werden. Eine einfache E-Mail reicht dagegen – anders als bei der Einlegung 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/7_K_2792_14_E_Urteil_20170426.html


eines Einspruchs beim Finanzamt - nicht aus, wenn diese keine qualifizierte 

elektronische Signatur enthält. Nähere Informationen zum elektronischen 

Rechtsverkehr erhalten Sie im Justizportal des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 

 
 

 

Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick 
 

 

 

Einkommensteuer 

Wird der Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs 

durch einen im Privatvermögen vorhandenen PKW, der auch von der Lebensgefährtin 

genutzt wird, erschüttert? (Urteil vom 11. Mai 2017, Az. 13 K 1940/15 E,G) 

 

Körperschaftsteuer 

Ist ein nach Luxemburger Recht gegründeter Fonds, bei dem das Recht zur 

Anteilsscheinrückgabe während der Vertragslaufzeit ausgeschlossen ist, beschränkt 

steuerpflichtig? (Urteil vom 20. April 2017, Az. 10 K 3059/14 K) 

 

Verfahrensrecht 

Zur Änderung eines Einkommensteuerbescheids nach § 32a Abs. 1 KStG (Urteil vom 

17. Mai 2017, Az. 7 K 1158/14 E) 
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Höchstrichterlich 

entschieden  

 

 

Keine Rückstellung für die gesetzliche Verpflichtung zur 

Entsorgung von Energiesparlampen  

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 25. Januar 2017 (Az. I R 70/15) das 

Urteil des 10. Senats des Finanzgerichts Münster vom 18. August 2015 (Az. 10 K 3410/13 

K,G) aufgehoben. Danach darf ein Elektronikhändler für die Entsorgung von 

Energiesparlampen erst dann eine Rückstellung bilden, wenn die Entsorgungsverpflichtung 

durch Verwaltungsakt hinreichend konkretisiert ist. Allein die gesetzliche Verpflichtung nach 

dem Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umweltverträgliche 

Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten (ElektroG) reicht hierfür nicht aus. 

Die Klägerin - eine GmbH - betreibt einen Großhandel mit Elektronikgeräten. Sie 

ist als Herstellerin im Sinne des ElektroG bei der Stiftung „ear“ registriert, die vom 

Umweltbundesamt mit der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben in Form der Koordinierung 

der Entsorgung von Altgeräten betraut ist. Nach dem ElektroG haben die Hersteller für Geräte, 

die ab dem 13. August 2005 in den Verkehr gebracht werden, eine Garantie für die 

Entsorgung zu leisten. Hierfür erlässt die Stiftung „ear“ unter anderem Abholanordnungen und 

stellt den Herstellern Gebühren in Rechnung. Die Klägerin bildete ab 2005 Rückstellungen für 

Entsorgungskosten von Energiesparlampen, die das Finanzamt nicht anerkannte, weil die 

öffentlich-rechtliche Verpflichtung noch nicht hinreichend konkretisiert sei. 

Dies sah der 10. Senat des Finanzgerichts Münster anders und ließ die Bildung 

einer Rückstellung für die ab dem 13. August 2005 in den Verkehr gebrachten und der 

Stiftung „ear“ gemeldeten Leuchtmittel Rückstellungen zu. Die Entsorgungspflicht entstehe 

abstrakt bereits damit, dass Leuchtmittel in den Verkehr gebracht würden. Die Meldung der 

verkauften Mengen an die Stiftung „ear“ konkretisiere diese Verpflichtung. Die Stiftung 

bestimme danach nur noch den Zeitpunkt der Heranziehung. Demgegenüber dürfe für die 

zwar in den Verkehr gebrachten, aber (noch) nicht gemeldeten Leuchtmittel keine 

Rückstellung gebildet werden. 

Der Bundesfinanzhof hob diese Entscheidung auf und wies die Klage der 

Klägerin insgesamt ab. Allein durch die Mitteilung der in den Verkehr gebrachten Leuchtmittel 

sei die Entsorgungspflicht noch nicht hinreichend konkretisiert. Vielmehr sei auf die von der 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=34650
http://lv.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2015/10_K_3410_13_K_G_Urteil_20150818.html
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Stiftung zu erlassende Abholanordnung als gesetzeskonkretisierendem Rechtsakt 

abzustellen. Eine bloß abstrakte Rechtspflicht nach dem Gesetz genüge für die Bildung einer 

Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten nicht. 

 

 
 

 

In 

eigener 

Sache 
 

 

 

"Durchstarten in der Justiz" - Finanzgericht Münster zeigt 

Perspektiven auf! 

An dem „Rennen“ um die klügsten Köpfe des juristischen Nachwuchses nimmt auch die Justiz 

teil. Die Finanzgerichte bieten dabei Juristen mit Interesse am Steuerrecht nicht nur eine 

Tätigkeit in ihrer „Lieblingsmaterie“, sondern vom ersten Tag an eigenverantwortliches und 

selbständiges Arbeiten im Team. Im Rahmen des diesjährigen Perspektivtags beim 

Finanzgericht Münster waren am 9. Juni 2017 unter dem Motto „Durchstarten in der Justiz“ 

Studierende, Referendare/innen sowie bereits „juristisch fertige“ Berufsstarter mit Interesse 

am Steuerrecht eingeladen, sich „aus erster Hand“ über eine Tätigkeit beim Finanzgericht zu 

informieren. 

Zu den Einzelheiten lesen Sie bitte die Pressemitteilung Nr. 8 vom 9. Juni 2017. 

 

 

Quelle: Justiz NRW 

 

 
 

http://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_8_09_06_2017/index.php


 

 

 

Impressum 

Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts Münster 

Redaktion: RaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer Straße 70, 48145 Münster, Tel. 

0251/3784-212, Telefax 0251/3784-201, E-Mail: jan-hendrik.kister@fg-muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie 

haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder 

abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des Finanzgerichts Münster und der 

anderen Gerichte Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank NRW-

Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die anhängigen 

Revisionsverfahren gegen Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. 

Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf 

die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank des 

Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung 

kostenfrei zur Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für Interessenten 

einer gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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